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Gesetz
über die Aufhebung der Versorgungsordnung 

des ehemaligen Ministeriums für Staatssicherheit/Amtes 
für Nationale Sicherheit

vom 20. Juni 1990

§ 1
Allgemeine Bestimmung

Die Versorgungsordnung des ehemaligen Ministeriums für 
Staatssicherheit /Amtes für Nationale Sicherheit (nachfolgend 
Versorgungsordnung genannt) wird mit Wirkung vom 30. Juni 
1990 aufgehoben. Die bestehenden Versorgungen werden ent­
sprechend den nachfolgenden Festlegungen in die Renten­
versicherung überführt.

§ 2

Kürzung der Versorgungen

Ab 1. Juli 1990 werden mit dem Ziel der Anpassung an das 
Niveau im zivilen Bereich die nach der Versorgungsordnung 
festgesetzten Renten vorläufig in folgender Höhe gezahlt:

a) Die Alters- und Invalidenrenten werden um 50% des 
495 DM übersteigenden Betrages gekürzt, dürfen jedoch 
die Höhe von 990 DM nicht überschreiten.

b) Die Hinterbliebenenrenten werden von den nach Buch­
stabe а gekürzten Alters- oder Invalidenrenten abge­
leitet. Sie betragen mindestens
für Witwen/Witwer 404 DM
für Vollwaisen 269 DM
für Halbwaisen 202 DM.

c) Die Übergangsrenten werden von der nach Buchstabe a 
gekürzten Invalidenrente abgeleitet und in dieser Höhe 
bis zum 31. Dezember 1990 weitergezahlt.

d) Die Dienstbeschädigungsvollrenten werden um 50 % des 
495 DM übersteigenden Betrages gekürzt. Dienstbeschä­
digungsteilrenten werden von der gekürzten Dienstbe­
schädigungsvollrente abgeleitet.

§3
Überführung in die Rentenversicherung

(1) Die Überführung in die Rentenversicherung erfolgt mit 
Wirkung vom 1. Januar 1991. Für die Neufestsetzung der 
Renten der Sozialversicherung gelten folgende Grundsätze:

1. Die Renten der Sozialpflichtversicherung werden nach 
den Bestimmungen der Rentenverordnung wie für alle 
anderen Arbeitnehmer festgesetzt.

2, Für die entsprechend der Versorgungsordnung geleisteten 
Beiträge über 60 M monatlich ab 1. März 1971 wird eine 
Zusatzrente nach den Bestimmungen der FZR-Verord- 
nung festgelegt.

(2) Die gemäß Abs. 1 festgesetzten Renten werden nach den 
gleichen Grundsätzen angeglichen, wie die Renten der So­
zialpflichtversicherung und die Renten der freiwilligen Zu­
satzrentenversicherung, die bereits vor dem 1. Juli 1990 be­
standen haben.

(3) Übersteigt der Gesamtbetrag der nach den Absätzen 1 
und 2 errechneten Renten 990 DM monatlich, ist die Zusatz­
rente um den übersteigenden Betrag zu mindern.

(4) Die nach den Absätzen 1 bis 3 festgesetzten Renten un­
terliegen künftigen Rentenanpassungen.

Beseitigung ungerechtfertigter Leistungen

§4
Zusätzliche Versorgungen an erwerbsfähige Witwen und 

Witwer werden mit Wirkung vom 30. September 1990 einge­
stellt, sofern sie bereits zwei Jahre und länger gezahlt 
wurden. Erfolgte noch keine Zahlung für zwei Jahre, werden 
sie ab 1. Oktober 1990 entsprechend den Bestimmungen der 
Sozialversicherung bis zum Ablauf dieser Frist in Höhe von 
270 DM gezahlt.

§5
(1) Ansprüche aus der Versorgungsordnung können gekürzt 

oder aberkannt werden, wenn der Berechtigte in schwerwie­
gendem Maße seine Stellung zum eigenen Vorteil oder zum 
Nachteil ariderer mißbraucht hat. Durch eine Kürzung darf 
die gesetzlich festgelegte Mindestrente nicht unterschritten 
werden.

(2) Über die Kürzung oder Aberkennung entscheidet auf 
Vorschlag der Regierungskommission zur Auflösung des 
Amtes für Nationale Sicherheit der Minister des Innern.

(3) Die nach dem 1. Oktober 1989 erfolgten Invalidisierun­
gen sind durch Gutachterkommissionen unter direkter Ver­
antwortung der Bezirksgutachter nachzubegutachten. Bei 
nichtvorliegender Invalidität sind die Zahlungen einzustellen.

§6
Schlußbestimmung

Dieses Gesetz tritt am 1. Juli 1990 in Kraft.

Das vorstehende, von der Volkskammer der Deutschen Demokratischen Republik am neunundzwanzigsten Juni neunzehn­
hundertneunzig beschlossene Gesetz wird hiermit verkündet.

Berlin, den neunundzwanzigsten Juni neunzehnhundertneunzig

Die Präsidentin der Volkskammer ,
der Deutschen Demokratischen Republik 

B e r g m a n n - P o h l

Gesetz
zur Feststellung von rechtswidrigen Handlungen 

mit Wirkung auf die Währungsumstellung von Mark 
der Deutschen Demokratischen Republik 

in Deutsche Mark
vom 29. Juni 1990

§ 1
Beim Minister der Finanzen der Deutschen Demokratischen 

Republik wird eine zeitweilige „Prüfbehörde Währungsum­
stellung“ gebildet. Aufgabe der Behörde ist es, im Zusam­

menhang mit der Währungsumstellung zu prüfen, ob An­
haltspunkte dafür vorliegen, daß Antragsteller rechtswidrige 
Handlungen mit Wirkung auf umzustellende Guthaben von 
Mark der Deutschen Demokratischen Republik auf Deutsche 
Mark begangen haben.

§ 2
Zur Vorbereitung der Prüfung nach § 1 ist jedes Geldinsti­

tut verpflichtet, bei natürlichen oder juristischen Personen 
oder Stellen mit Wohnsitz, Sitz oder Niederlassung in der 
Deutschen Demokratischen Republik Feststellungen nach 
Maßgabe der Bestimmungen dieses Gesetzes zu, treffen.


